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2023_06_22 
2025_08_05 

Statuten des Vereins 
Regionalentwicklungsverein Donau NÖ-Mitte 

ZVR: 053682780 
 

§ 1: Name, Sitz und Tätigkeitsbereich 
(1) Der Verein führt den Namen „Regionalentwicklungsverein Donau NÖ-Mitte“ 
(2) Er hat seinen Sitz in 3430 Tulln, Niederösterreich und erstreckt seine Tätigkeit auf jene Gemeinden, die in der „Lokalen 
Entwicklungsstrategie 2023-2027 (LES)“ der LEADER-Region Donau NÖ-Mitte angeführt sind. Dieses Gebiet entspricht auch 
der gleichnamigen LEADER-Region Donau NÖ-Mitte. Das Rechnungsjahr entspricht dem Kalenderjahr. 
(3) Die Errichtung von Zweigvereinen ist beabsichtigt. Die Mitglieder der Zweigvereine sind gleichzeitig auch Mitglieder des 
Hauptvereins  
§ 2: Zweck 
Der Verein, dessen Tätigkeit nicht auf Gewinn gerichtet ist, bezweckt gemeinsame Maßnahmen zur Förderung der 
Regionalentwicklung in der LEADER-Region Donau NÖ-Mitte mit allen Wirtschafts-, Kultur, Sozial- und Freizeitbereichen 
durchzuführen und dient zur Unterstützung einer nachhaltigen, regionsgerechten und integrativen Entwicklung der Region. 
 
Schwerpunktbereiche sind:  
a) Bewerbung und Abwicklung von Förderprogrammen, gemäß Artikel 77 der Verordnung (EU) 2021/2115 und Artikel 32 

der Verordnung (EU) 2021/1060 
b) Zusammenarbeit in der regionalen und wirtschaftlichen Entwicklung 
c) Regionalplanung 
d) Aufbau von Infrastruktur für Tourismus, Freizeit und (Nah)Erholung 
e) Förderung und Unterstützung der regionalen Wirtschaft & Landwirtschaft  
f) Förderung der wasserwirtschaftlichen Entwicklung und der Umwelt 
g) Förderung von Kultur / Bildung / Bewusstseinsbildung  
h) Förderung von Umwelt / Energie / Mobilität  
i) Förderung und Unterstützung in den Bereichen Zusammenleben der Generationen / Gesundheit / Daseinsvorsorge / 

Diversität (z.B.: Männer & Frauen, Alte & Junge, Ansässige & Zuzügler) 
j) Zusammenarbeit mit anderen (LEADER-) Regionen in NÖ, Österreich und Europa 
§ 3: Mittel zur Erreichung des Vereinszwecks 
(1) Der Vereinszweck soll durch die in den Abs. 2 und 3 angeführten ideellen und materiellen Mittel erreicht werden. 
(2) Als ideelle Mittel dienen 
a) der Aufbau von Kapazitäten der lokalen Akteur:innen und des LEADER-Managements zur Entwicklung und 

Durchführung von Vorhaben, einschließlich der Förderung ihrer Projektmanagementfähigkeiten  

b) das Ausarbeiten eines nicht diskriminierenden und transparenten Auswahlverfahrens und von objektiven Kriterien für 
die Auswahl der Vorhaben, die Interessenkonflikte vermeiden und gewährleisten, dass mindestens 50 % der Stimmen 
in den Auswahlentscheidungen von Partner:innen stammen bei denen es  

c) Entwicklung bei der Auswahl der Vorhaben durch Einstufung dieser Vorhaben nach ihrem Beitrag zum Erreichen der 
Ziele und zur Einhaltung der Vorsätze dieser Strategie 

d) die Ausarbeitung und Veröffentlichung von Aufrufen zur Einreichung von Vorschlägen oder eines fortlaufenden 
Verfahrens zur Einreichung von Projekten, einschließlich der Festlegung von Auswahlkriterien 

e) die Entgegennahme von Anträgen auf Unterstützung und deren Bewertung  

f) die Auswahl der Vorhaben und die Festlegung der Höhe der Finanzmittel oder gegebenenfalls die Vorstellung der 
Vorschläge bei der für die abschließende Überprüfung der Förderfähigkeit zuständigen Stelle noch vor der 
Genehmigung 

g) die Begleitung der Umsetzung der von der örtlichen Bevölkerung betriebenen Strategie für lokale Entwicklung und 
der unterstützten Vorhaben sowie die Durchführung spezifischer Bewertungstätigkeiten im Zusammenhang mit 
dieser Strategie.  

h) die Mitwirkung an Planungen und Konzepten der regionalen Entwicklung sowie die Entwicklung von Regionsmarken 
mit zugehörigen Vermarktungsstrategien und Infrastruktur 

i) die Informations- und Öffentlichkeitsarbeit nach innen und außen sowie das Wecken des Interesses der Bevölkerung 
an der regionalen Entwicklung  

j) die Zusammenarbeit und die Vernetzung der Aktivitäten der Gemeinden und anderer regionalen Organisationen in 
der Region, in Österreich und in Europa  
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k) die Unterstützung regionaler Aktivitäten von Personen, Kooperationen und Organisationen zur Förderung 
nachhaltiger Entwicklung sowie die Pflege des Erfahrungsaustausches 

l) die Beratung zur Gründung von Projekten oder Unternehmen in der Region unter Beachtung von Wirtschaftlichkeit, 
Zweckmäßigkeit und inhaltlichen Eignung für die Region 

m) die Unterstützung bestehender Vereine und Institutionen in der Region  

n) die Unterstützung und Durchführung von Forschungsarbeiten und Publikationen wissenschaftlicher Ergebnisse 

o) die Durchführung von Eigenveranstaltungen und Aktionen  

p) Die Errichtung von Arbeitskreisen 

q) die ideellen Mittel können auch dadurch erreicht werden, dass an regionale Organisationen, Vereine und 
Körperschaften Öffentlichen Rechts Unterstützungen gewährt werden 

(3) Sofern dies dem Vereinszweck dient, ist der Verein weiters berechtigt, 

a) sich an (gemeinnützigen oder nicht gemeinnützigen) Kapitalgesellschaften zu beteiligen, 

b) sich Erfüllungsgehilfen gemäß § 40 Abs 1 Bundesabgabenordnung (BAO) zu bedienen oder selbst als Erfüllungsgehilfe 
tätig zu werden, 

c) Geldmittel oder sonstige Vermögenswerte gemäß § 40a Z 1 BAO spendenbegünstigte Organisationen mit einer 
entsprechenden Widmung weiterzuleiten, sofern zumindest ein übereinstimmender Organisationszweck besteht. 

d) Lieferungen oder sonstige Leistungen gemäß § 40a Z 2 BAO zu Selbstkosten an andere gemeinnützige oder mildtätige 
Organisationen zu erbringen, sofern zumindest ein übereinstimmender Zweck vorliegt. 

(4) Die erforderlichen materiellen Mittel sollen aufgebracht werden durch 
a) Mitgliedsbeiträge von Gemeinden in der Höhe einer Quote pro Einwohner:in mit Hauptwohnsitz und Jahr wie in der 

Generalversammlung beschlossen  
b) private Spenden und sonstige Zuwendungen 
c) öffentliche Fördermittel (insbesondere aus dem LEADER – Programm) 
d) Erlöse aus den vereinseigenen Tätigkeiten und Tätigkeiten im Auftrag einzelner Mitglieder 
e) Erlöse aus Beteiligungen 
f) Erträge aus angelegtem Vereinsvermögen 
g) Betrieb vereinseigener Unternehmen 
h) Die entgeltliche Durchführung von Veranstaltungen im Sinne des Zwecks des Vereins. Dazu gehören auch Informations- 

und Fortbildungsveranstaltungen 
i) Vereinsmitglieder, die keinen Mitgliedsbeitrag entrichten, weil für diese Mitglieder in der Generalversammlung kein 

Mitgliedsbeitrag beschlossen wurde, engagieren sich für den Verein im Sinne des Vereinszwecks. 
j) Der Verein kann, soweit die materiellen Mittel dies zulassen, Angestellte haben und sich überhaupt Dritter bedienen, 

um den Zweck zu erfüllen. Auch an Vereinsmitglieder, darin eingeschlossene Vereinsfunktionäre, kann Entgelt bezahlt 
werden, sofern dies auf Tätigkeiten bezogen ist, die über die Vereinstätigkeiten im engsten Sinn hinausgehen; 
derartiges Entgelt hat einem Drittvergleich standzuhalten. 

§ 4: Arten der Mitgliedschaft 
(1) Die Mitglieder des Vereins gliedern sich in ordentliche, außerordentliche und Ehrenmitglieder. 
(2) Ordentliche Mitglieder sind jene, die sich voll an der Vereinsarbeit beteiligen. Außerordentliche Mitglieder sind solche, 

die die Vereinstätigkeit vor allem durch Zahlung eines erhöhten Mitgliedsbeitrags fördern. Ehrenmitglieder sind 
Personen, die hierzu wegen besonderer Verdienste um den Verein ernannt werden. 

§ 5: Erwerb der Mitgliedschaft 
(1) Mitglieder des Vereins können Gemeinden, alle physischen Personen sowie juristische Personen und rechtsfähige 

Personengesellschaften werden. 
(2) Über die Aufnahme von ordentlichen und außerordentlichen Mitgliedern entscheidet der Vorstand.  
(3) Die Aufnahme kann ohne Angabe von Gründen verweigert werden. 
(4) Die Ernennung zum Ehrenmitglied erfolgt auf Antrag des Vorstands durch die Generalversammlung. 
 
§ 6: Beendigung der Mitgliedschaft 
(1) Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod, bei juristischen Personen und rechtsfähigen Personengesellschaften durch 

Verlust der Rechtspersönlichkeit, durch freiwilligen Austritt und durch Ausschluss. 
(2) Der Austritt von Gemeinden kann erst nach Ablauf der Förderperiode 2023-2027 und der anschließenden 3-jährigen 

Übergangsfrist für die Abrechnung offener Projekte somit mit Wirksamkeit 31.12.2030 erfolgen. Austritt von allen 
anderen ordentlichen Mitgliedern kann per 31.12. jeden Jahres erfolgen, er muss dem Vorstand mindestens 2 Monate 
vorher schriftlich mitgeteilt werden. Erfolgt die Anzeige verspätet, so ist sie erst zum nächsten Austrittstermin wirksam. 
Für die Rechtzeitigkeit ist das Datum der Postaufgabe maßgeblich. 
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(3) Der Vorstand kann ein Mitglied ausschließen, wenn dieses trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung unter Setzung einer 
angemessenen Nachfrist länger als sechs Monate mit der Zahlung der Mitgliedsbeiträge im Rückstand ist. Die 
Verpflichtung zur Zahlung der fällig gewordenen Mitgliedsbeiträge bleibt hiervon unberührt. 

(4) Der Ausschluss eines Mitglieds aus dem Verein kann vom Vorstand auch wegen grober Verletzung anderer 
Mitgliedspflichten und wegen unehrenhaften Verhaltens verfügt werden. 

(5) Die Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft kann aus den im Abs. 4 genannten Gründen von der Generalversammlung 
über Antrag des Vorstands beschlossen werden. 

 
§ 7: Rechte und Pflichten der Mitglieder 
(1) Die Mitglieder sind berechtigt, an allen Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen. 
(2) Das Stimmrecht in der Generalversammlung sowie das aktive und passive Wahlrecht steht nur den ordentlichen und 

den Ehrenmitgliedern zu. Jedes Mitglied hat eine Stimme. 
(3) Jedes Mitglied ist berechtigt, vom Vorstand die Ausfolgung der Statuten zu verlangen. 
(4) Mindestens ein Zehntel der Mitglieder kann vom Vorstand die Einberufung einer Generalversammlung verlangen. 
(5) Die Mitglieder sind in jeder Generalversammlung vom Vorstand über die Tätigkeit und finanzielle Gebarung des Vereins 

zu informieren. Wenn mindestens ein Zehntel der Mitglieder dies unter Angabe von Gründen verlangt, hat der Vorstand 
den betreffenden Mitgliedern eine solche Information auch sonst binnen vier Wochen zu geben. 

(6) Die Mitglieder sind vom Vorstand über den geprüften Rechnungsabschluss (Rechnungslegung) zu informieren. 
Geschieht dies in der Generalversammlung, sind die Rechnungsprüfer einzubinden. 

(7) Die Mitglieder sind verpflichtet, die Interessen des Vereins nach Kräften zu fördern, das Regionsprinzip tunlichst dem 
Ortsinteresse überzuordnen und alles zu unterlassen, wodurch das Ansehen und der Zweck des Vereins Abbruch 
erleiden könnte. Sie haben die Vereinsstatuten und die Beschlüsse der Vereinsorgane zu beachten. Die ordentlichen 
und außerordentlichen Mitglieder sind zur pünktlichen Zahlung der Mitgliedsbeiträge in der von der 
Generalversammlung beschlossenen Höhe verpflichtet. 

(8) Richtlinien für die Erstellung von Aktionsplänen kann der Vorstand in einer Geschäftsordnung erlassen. 
§ 8: Vereinsorgane 
Organe des Vereins sind die Generalversammlung (§§ 9 und 10), der Vorstand (§§ 11 bis 13), Projektauswahlgremium (PAG) 
(§§ 14, 15 und 16), Qualitätssicherungsteam (§ 17), die Rechnungsprüfer (§18) und das Schiedsgericht (§19) sowie Gremien 
für die Abwicklung des LEADER – Programmes laut „Lokaler Entwicklungsstrategie 2023-2027 (LES)“.  
§ 9: Generalversammlung 
(1) Die Generalversammlung ist die “Mitgliederversammlung” im Sinne des Vereinsgesetzes 2002. Eine ordentliche 

Generalversammlung findet mindestens einmal im Jahr statt. 
(2) Eine außerordentliche Generalversammlung findet auf 
a. Beschluss des Vorstands oder der ordentlichen Generalversammlung, 
b. schriftlichen Antrag von mindestens einem Zehntel der Mitglieder, 
c. Verlangen der Rechnungsprüfer (§ 21 Abs. 5 erster Satz VereinsG), 
d. Beschluss der/ein Rechnungsprüfer/s (§ 21 Abs. 5 zweiter Satz VereinsG, § 11 Abs. 2 dritter Satz dieser Statuten), 
e. Beschluss eines gerichtlich bestellten Kurators (§ 11 Abs. 2, letzter Satz dieser Statuten) 
binnen vier Wochen statt. 
(3) Sowohl zu den ordentlichen wie auch zu den außerordentlichen Generalversammlungen sind alle Mitglieder 

mindestens vier Wochen vor dem Termin schriftlich, mit eingeschriebenem Brief oder per E-Mail (an die vom Mitglied 
dem Verein bekanntgegebene E-Mail-Adresse) einzuladen. Die Anberaumung der Generalversammlung hat unter 
Angabe der Tagesordnung zu erfolgen. Die Einberufung erfolgt durch den Vorstand (Abs. 1 und Abs. 2 lit. a – c), durch 
die/einen Rechnungsprüfer (Abs. 2 lit. d) oder durch einen gerichtlich bestellten Kurator (Abs. 2 lit. e). 

(4) Zusätzliche Tagesordnungspunkte zur Generalversammlung können nur von ordentlichen Mitgliedern bis längstens drei 
Wochen vor der Generalversammlung (Einlangen) beim Obmann/Obfrau schriftlich eingereicht werden. Anträge auf 
Änderung der Statuen und Auflösung des Vereins können nur von Vorstandsmitgliedern oder einem Zehntel der 
Vereinsmitglieder eingebracht werden Sofern zusätzliche Tageordnungspunkte fristgerecht beantragt wurden, hat der 
Vorstand bis spätestens zwei Wochen vor der Generalversammlung allen Vereinsmitgliedern eine endgültige 
Tagesordnung zu schicken. 

(5) Gültige Beschlüsse – ausgenommen solche über einen Antrag auf Einberufung einer außerordentlichen 
Generalversammlung – können nur zur Tagesordnung gefasst werden. Anträge auf Beratung können direkt in der 
Generalversammlung eingebracht werden. 

(6) Bei der Generalversammlung sind alle Mitglieder teilnahmeberechtigt. Stimmberechtigt sind nur die ordentlichen und 
die Ehrenmitglieder. Gemeinden, juristische Personen und rechtsfähige Personengesellschaften benennen vorab 
einmalig bzw. bei Änderungen dem Obmann/der Obfrau eine natürliche Person, die Sie mit einer Stimme vertritt. 
Jedes anwesende Mitglied hat eine Stimme. 
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(7) Die Generalversammlung ist nach ordnungsgemäßer Einberufung unabhängig von der Anzahl der anwesenden 
Mitglieder beschlussfähig, wobei zu überprüfen ist, dass weder Vertreter:innen der öffentlichen Hand noch andere 
einzelne Interessensgruppierungen mit mehr als 49% der Stimmrechte anwesend sind. In besonderen Fällen ist eine 
schriftliche Beschlussfassung im Umlauf per Post oder Mail möglich. Den Mitgliedern ist dazu ausreichendes 
Informationsmaterial zur Verfügung zu stellen, sowie ein angemessener Zeitraum für die Abstimmung zu gewähren. 

(8) Die Wahlen und die Beschlussfassungen in der Generalversammlung erfolgen in der Regel mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen. Beschlüsse, mit denen das Statut des Vereins geändert oder der Verein aufgelöst 
werden soll, bedürfen jedoch einer qualifizierten Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen gültigen Stimmen. 

(9) Den Vorsitz in der Generalversammlung führt der/die Obmann/Obfrau, in dessen/deren Verhinderung sein/e/ihr/e 
Stellvertreter:in. Wenn auch diese:r verhindert ist, so führt das an Jahren älteste anwesende Vorstandsmitglied den 
Vorsitz. 

(10) Die Generalversammlung kann in besonderen Fällen und unter Wahrung aller Mitgliedsrechte, auch virtuell abgehalten 
werden. Einzelne Mitglieder (< 50%), die nicht über die technischen Voraussetzungen verfügen, können auch nur 
akustisch zugeschaltet werden. Videokonferenzen sind aufzuzeichnen und es ist eine elektronische Unterschriftsliste 
oder eine vergleichbare Form zu führen. 

§ 10: Aufgaben der Generalversammlung 
Der Generalversammlung sind folgende Aufgaben vorbehalten: 
a) Beschlussfassung über den Voranschlag;  
b) Entgegennahme und Genehmigung des Rechenschaftsberichts und des Rechnungsabschlusses unter Einbindung der 

Rechnungsprüfer; 
c) Wahl und Enthebung der Mitglieder des Vorstands sowie die Genehmigung der Kooptierung von 

Vorstandsmitgliedern, Wahl und Enthebung der Mitglieder des Projektauswahlgremiums (PAG), des 
Qualitätssicherungsgremiums und der Rechnungsprüfer:innen; 

d) Genehmigung von Rechtsgeschäften zwischen Vorstandsmitgliedern oder Rechnungsprüfer:innen und dem Verein; 
e) Entlastung des Vorstands; 
f) Festsetzung der Höhe der Mitgliedsbeiträge für ordentliche und für außerordentliche Mitglieder; 
g) Verleihung und Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft; 
h) Beschlussfassung über Statutenänderungen und die freiwillige Auflösung des Vereins; 
i) Beratung und Beschlussfassung über sonstige auf der Tagesordnung stehende Fragen; 
j) Beschlussfassung über die Beteiligung an anderen Körperschaften des öffentlichen oder privaten Rechts; 
k) Beschlussfassung über die Einrichtung / Aufnahme von Zweigvereinen; 
l) Beschlussfassung über die Aufnahme der Tätigkeit von Hilfsbetrieben; 
m) Namhaftmachung eines anderen gemeinnützigen Vereines im Falle der freiwilligen Auflösung oder Aufhebung des 

Vereines, dem das Vermögen des Vereines zu übertragen ist. 
n) Der Vorstand ist verpflichtet, in der Generalversammlung die Mitglieder über die Tätigkeit und die finanzielle 

Gebarung des Vereins zu informieren. Wenn mindestens ein Zehntel der Mitglieder dies unter Angaben von Gründen 
verlangt, hat der Vorstand eine solche Information den betreffenden Mitgliedern auch sonst binnen vier Wochen ab 
Einlangen des Begehrens zu geben. 

 
§ 11: Vorstand 
(1) Der Vorstand besteht aus zumindest sieben Mitgliedern, und zwar aus Obfrau/Obmann und mindestens zwei 

Stellvertreter:innen, Schriftführer:in und Stellvertreter:in sowie Kassier:in und Stellvertreter:in und aus weitern 13 
Vereinsmitgliedern, die unterschiedliche sozio-ökonomischen Bereiche vertreten. 

(2) Der Vorstand wird von der Generalversammlung gewählt. Der Vorstand hat bei Ausscheiden eines gewählten Mitglieds 
das Recht, an seine Stelle ein anderes wählbares Mitglied zu kooptieren, wozu die nachträgliche Genehmigung in der 
nächstfolgenden Generalversammlung einzuholen ist. Fällt der Vorstand ohne Selbstergänzung durch Kooptierung 
überhaupt oder auf unvorhersehbar lange Zeit aus, so ist jeder Rechnungsprüfer verpflichtet, unverzüglich eine 
außerordentliche Generalversammlung zum Zweck der Neuwahl eines Vorstands einzuberufen. Sollten auch die 
Rechnungsprüfer handlungsunfähig sein, hat jedes ordentliche Mitglied, das die Notsituation erkennt, unverzüglich die 
Bestellung eines Kurators beim zuständigen Gericht zu beantragen, der umgehend eine außerordentliche 
Generalversammlung einzuberufen hat. 

(3) Die Funktionsperiode des Vorstands beträgt vier fünf Jahre; Wiederwahl ist möglich. Jede Funktion im Vorstand ist 
persönlich auszuüben. 

(4) Der Vorstand wird vom Obmann/von der Obfrau, bei Verhinderung von seinem/seiner/ihrem/ihrer Stellvertreter:in, 
schriftlich oder mündlich einberufen. Ist auch diese/r auf unvorhersehbar lange Zeit verhindert, darf jedes sonstige 
Vorstandsmitglied den Vorstand einberufen. 
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(5) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle seine Mitglieder eingeladen wurden und mindestens die Hälfte von ihnen 
anwesend ist. 

(6) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des/der 
Vorsitzende:n den Ausschlag. 

(7) Auf Antrag von mindestens 7 Vorstandsmitgliedern kann jedoch die Beschlussfassung der Generalversammlung oder 
einem anderen Vereinsorgan übertragen werden. 

(8) Den Vorsitz führt der/die Obmann/Obfrau, bei Verhinderung sein/e/ihr/e Stellvertreter:in. Ist auch diese:r verhindert, 
obliegt der Vorsitz dem an Jahren ältesten anwesenden Vorstandsmitglied oder jenem Vorstandsmitglied, das die 
übrigen Vorstandsmitglieder mehrheitlich dazu bestimmen. 

(9) Außer durch Tod und Ablauf der Funktionsperiode erlischt die Funktion eines Vorstandsmitglieds durch Enthebung und 
Rücktritt. 

(10) Die Generalversammlung kann jederzeit den gesamten Vorstand oder einzelne seiner Mitglieder entheben.  
(11) Die Vorstandsmitglieder können jederzeit schriftlich ihren Rücktritt erklären. Die Rücktrittserklärung ist an den 

Obmann/die Obfrau, im Falle des Rücktritts des gesamten Vorstands an die Generalversammlung zu richten. Der 
Rücktritt darf nicht zur Unzeit erfolgen, sodass dem Verein daraus Schaden erwächst. 

(12) Über die Aufnahme von ordentlichen und außerordentlichen Mitgliedern entscheidet der Vorstand. Da der Verein eine 
ausgewogene und repräsentative Gruppierung von Partner:innen aus unterschiedlichen sozio-ökonomischen 
Bereichen der LEADER-Region darstellen muss, ist die Zusammensetzung der Mitglieder so zu wählen, dass auf der 
Ebene der Beschlussfassung weder Vertreter:innen der öffentlichen Hand noch andere einzelne 
Interessensgruppierungen mit mehr als 49% der Stimmrechte vertreten sind (Art. 32 der Gemeinsamen Verordnung 
(EU) Nr. 1303/2013). 

(13) Die Generalversammlung kann für einzelne oder alle Vorstandsmitglieder Ersatzmitglieder wählen. 
(14) Vorstandssitzungen können in besonderen Fällen und unter Wahrung aller Mitgliedsrechte, auch virtuell abgehalten 

werden. Einzelne Mitglieder (< 50%), die nicht über die technischen Voraussetzungen verfügen, können auch nur 
akustisch zugeschaltet werden. Videokonferenzen sind aufzuzeichnen und es ist eine elektronische Unterschriftsliste 
oder eine vergleichbare Form zu führen. 

(15) In dringenden Fällen ist eine schriftliche Beschlussfassung im Umlauf per Post oder Mail möglich. Den Mitgliedern ist 
dazu ausreichendes Informationsmaterial zur Verfügung zu stellen, sowie ein angemessener Zeitraum für die 
Abstimmung zu gewähren. 

 
§ 12: Aufgaben des Vorstands 
Dem Vorstand obliegt die Leitung des Vereins. Er ist das “Leitungsorgan” im Sinne des Vereinsgesetzes 2002. Ihm 
kommen alle Aufgaben zu, die nicht durch die Statuten einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. In seinen 
Wirkungsbereich fallen insbesondere folgende Angelegenheiten: 
(1) Einrichtung eines den Anforderungen des Vereins entsprechenden Rechnungswesens mit laufender Aufzeichnung der 

Einnahmen/Ausgaben und Führung eines Vermögensverzeichnisses als Mindesterfordernis; 
(2) Erstellung des Jahresvoranschlags, des Rechenschaftsberichts und des Rechnungsabschlusses; 
(3) Vorbereitung und Einberufung der Generalversammlung in den Fällen des § 9 Abs. 1 und Abs. 2 lit. a – c dieser Statuten; 
(4) Information der Vereinsmitglieder über die Vereinstätigkeit, die Vereinsgebarung und den geprüften 

Rechnungsabschluss; 
(5) Verwaltung des Vereinsvermögens; 
(6) Aufnahme und Ausschluss von ordentlichen und außerordentlichen Vereinsmitgliedern; 
(7) Aufnahme und Kündigung von Angestellten des Vereins; 
(8) Aufnahme von Darlehen; 
(9) Bestellung bzw. Abberufung eines/r zeichnungsberechtigten LEADER-Managers/in, dessen/deren Kompetenzen und 

Dienstverhältnis der Vorstand zu regeln hat;  
(10) Der/Die LEADER-Manager/in ist zur Vorstandssitzung einzuladen, wobei Angelegenheiten die den/die LEADER-

Manager/in selbst betreffen, ausgenommen sind.  
(11) Festsetzung allfälliger Aufwandsentschädigungen; 
(12) Festsetzung der Höhe der Leistungsabgeltung für Leistungen, die nicht für die Gesamtheit der Mitglieder, sondern für 

Einzelne erbracht werden; 
(13) Erstellen von Arbeitsprogrammen und Geschäftsordnungen; 
(14) Der Vorstand hat bei der Bewertung der Projekte keinerlei Weisungs- oder Durchgriffsrechte. 
(15) Nach Verlangen eines Vorstandsmitglieds kann der Vorstand die Beschlussfassung in Form eines elektronischen 

Umlaufbeschlussfassung an ein anderes Vereinsorgan übertragen. 
§ 13: Besondere Obliegenheiten einzelner Vorstandsmitglieder 
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(1) Der Obmann/die Obfrau führt die laufenden Geschäfte des Vereins, die Schriftführerin/ der Schriftführer unterstützt 
den Obmann /die Obfrau bei der Führung der Vereinsgeschäfte. Der Obmann/die Obfrau ist für die Abwicklung des 
LEADER-Managements im Sinne des LEADER-Programms verantwortlich. Der/die LEADER-Manager/In unterstützt den 
Obmann/die Obfrau bei der Führung der Vereinsgeschäfte. 

(2) Der Obmann/die Obfrau vertritt den Verein nach außen. Schriftliche Ausfertigungen des Vereins bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Unterschriften der Obfrau/des Obmanns und der Schriftführerin/des Schriftführers, in finanziellen 
Angelegenheiten bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Unterschriften der Obfrau/des Obmanns und der Kassierin/des 
Kassiers. Rechtsgeschäfte zwischen Vorstandsmitgliedern und Verein bedürfen der Zustimmung eines anderen 
Vorstandsmitglieds. 

(3) Rechtsgeschäftliche Bevollmächtigungen, den Verein nach außen zu vertreten bzw. für ihn zu zeichnen, können 
ausschließlich von den in Abs. 2 genannten Vorstandsmitgliedern erteilt werden. 

(4) Bei Gefahr im Verzug ist der/die Obmann/Obfrau berechtigt, auch in Angelegenheiten, die in den Wirkungsbereich der 
Generalversammlung oder des Vorstands fallen, unter eigener Verantwortung selbständig Anordnungen zu treffen; im 
Innenverhältnis bedürfen diese jedoch der nachträglichen Genehmigung durch das zuständige Vereinsorgan. 

(5) Der/die Obmann/Obfrau führt den Vorsitz in der Generalversammlung und im Vorstand. 
(6) Der/die Schriftführer/in führt die Protokolle der Generalversammlung und des Vorstands. 
(7) Der/die Kassier/in ist für die ordnungsgemäße Geldgebarung des Vereins verantwortlich. 
(8) Im Fall der Verhinderung treten an die Stelle des/der Obmanns/Obfrau, des Schriftführers/der Schriftführerin oder des 

Kassiers/der Kassierin ihre Stellvertreter:innen. 
(9) Im Fall der Verhinderung tritt an die Stelle des Vorstandsmitgliedes das gewählte Ersatzmitglied. Das vertretene 

Vorstandsmitglied hat das Ersatzmitglied entsprechend zu informieren und erforderlichenfalls Mitteilungen des Vereins 
insbesondere Einladungen zu Sitzungen an das Ersatzmitglied weiterzuleiten. Das Ersatzmitglied vertritt das 
Vorstandsmitglied nur hinsichtlich seiner allgemeinen Aufgaben als Vorstandmitglied, für die Vertretung besondere 
Funktionen (Obmann/Obfrau, Schriftführer/Schriftführerin, Kassier/Kassierin) gilt Absatz 7. 

§ 14: Projektauswahlgremium (PAG): 
(1) Das Projektauswahlgremium wird von der Generalversammlung gewählt. Bei Ausscheiden eines gewählten Mitglieds 

hat der Vorstand das Recht, an seine Stelle ein anderes wählbares Mitglied zu kooptieren, wozu die nachträgliche 
Genehmigung in der nächstfolgenden Generalversammlung einzuholen ist. Fällt das Projektauswahlgremium ohne 
Ergänzung durch Kooptierung überhaupt oder auf unvorhersehbar lange Zeit aus, so ist der Vorstand verpflichtet, 
unverzüglich eine außerordentliche Generalversammlung zum Zweck der Neuwahl eines PAG-Gremiums einzuberufen.  

(2) Die Funktionsperiode des Projektauswahlgremium beträgt vier fünf Jahre; Wiederwahl ist möglich. Jede Funktion im 
PAG ist persönlich auszuüben. 

(3) Das Projektauswahlgremium wird vom LEADER-Management, bei Verhinderung von seinem/seiner/ihrem/ihrer 
Stellvertreter/in, schriftlich oder mündlich einberufen. Ist auch diese/r auf unvorhersehbar lange Zeit verhindert, ist die 
Sitzung zu vertagen. 

(4) Das PAG ist arbeitsfähig, wenn alle seine Mitglieder eingeladen wurden und mindestens die Hälfte von ihnen anwesend 
ist. 

(5) Den Vorsitz führt der/die LEADER-Manager:in, bei Verhinderung sein/e/ihr/e Stellvertreter:in.  
(6) Außer durch Tod und Ablauf der Funktionsperiode erlischt die Funktion eines PAG-Mitglieds durch Enthebung und 

Rücktritt (§ 11 Abs. 9-11 sinngemäß). 
(7) Die Generalversammlung kann jederzeit das gesamte PAG-Gremium oder einzelne seiner Mitglieder entheben.  
(8) Die PAG-Mitglieder können jederzeit schriftlich ihren Rücktritt erklären. Die Rücktrittserklärung ist an den Obmann/die 

Obfrau, im Falle des Rücktritts der gesamten PAG an die Generalversammlung zu richten. Der Rücktritt darf nicht zur 
Unzeit erfolgen, sodass dem Verein daraus Schaden erwächst. 

(9) Da der Verein eine ausgewogene und repräsentative Gruppierung von Partner:innen aus unterschiedlichen sozio-
ökonomischen Bereichen der LEADER-Region darstellen muss, ist die Zusammensetzung der PAG-Mitglieder so zu 
wählen, dass auf der Ebene der Projektauswahl gewährleistet ist, dass mindestens 50% der Stimmen in den 
Auswahlentscheidungen von Partnern stammen, bei denen es sich nicht um Vertreter:innen der öffentlichen Hand 
handelt (Art. 32 der Gemeinsamen Verordnung (EU) Nr. 2021/1060). 

(10) Die Generalversammlung kann für einzelne oder alle PAG-Mitglieder Ersatzmitglieder wählen. 
(11) Projektauswahlsitzungen können in besonderen Fällen und unter Wahrung aller Mitgliedsrechte, auch virtuell 

abgehalten werden. Einzelne Mitglieder (< 50%), die nicht über die technischen Voraussetzungen verfügen, können 
auch nur akustisch zugeschaltet werden. Videokonferenzen sind aufzuzeichnen und es ist eine elektronische 
Unterschriftsliste oder eine vergleichbare Form zu führen. 

(12) In dringenden Fällen ist eine schriftliche Beschlussfassung möglich. Den Mitgliedern ist dazu ausreichendes 
Informationsmaterial auf der internen Seite der Vereinshomepage zur Verfügung zu stellen, sowie ein angemessener 
Zeitraum für die Online-Abstimmung zu gewähren. 
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§ 15: Aufgaben und Vorgehen des Projektauswahlgremiums 
Dem Projektauswahlgremium (PAG) obliegt die Auswahl von Projekten des LEADER Programms. Für das Gremium mit 13 
Mitgliedern ist folgende Zusammensetzung erforderlich:  

- max. 6 Vertreter:innen des Öffentlichen Sektors  
- 7 Vertreter:innen unterschiedlicher, der thematischen Ausrichtung der LES entsprechenden, Interessensbereiche, 

wobei eine/-r davon als Sprecher fungiert, der aus der Gruppe gewählt wird und der den Vorstand über die 
eingereichten Projekte und die Entscheidungen des PAG informiert.  

- 6 Plätze im PAG sind für Frauen reserviert; der/die Sprecher:in kann männlich oder weiblich besetzt sein.  
- die Generationen werden von zwei Personen ab 60 und einer Person unter 30 Jahren vertreten. 
- Expert:innen-Beirat: dem PAG können, dem jeweiligen Call-Thema entsprechend, beratende Expert:innen zur 

Seite gestellt werden; die jedoch keine wie auch immer geartete bewertende Einflussnahme auf die einzelnen 
Projektbewertungen ausüben dürfen. Ihnen obliegt nur eine fachliche Einführung für das Gremium. 

§ 16: Vorgehensweise zur Erlangung gültiger Beschlüsse des PAG 

(1) Die Einladung zu den Sitzungen des PAG muss mindestens 1 Woche vorher unter Anführung der Tagesordnung 
schriftlich per E-mail zugehen. 

(2) Die Sitzung wird durch das LEADER-Management einberufen, das auch die Sitzungsleitung übernimmt. 
(3) Geladene Expert:innen oder Berater:innen können sich an der Diskussion des PAG beteiligen, sind aber nicht 

stimmberechtigt.  
(4) Über die Sitzungen aller Gremien des PAG sind durch das LEADER-Management Protokolle anzufertigen, wobei vor 

deren Versendung eine Freigabe durch den/die PAG-Sprecher:in erteilt werden muss. 
(5) Das PAG hat zumindest viermal pro Jahr zu tagen und seine Entscheidungen zu treffen. 
(6) Damit ein Projekt dem PAG zur Entscheidung vorgelegt werden kann, muss dieses mindestens zwei Wochen vor der 

Projektauswahlgremiums-Sitzung vollständig dokumentiert beim LEADER-Management vorliegen, damit das LEADER-
Management eine Vorprüfung der formalen Kriterien/Zugangskriterien durchführen kann. 

(7) Vor jeder Projektbewertung sind die Unvereinbarkeiten zu prüfen. Befangene Mitglieder sind von der Abstimmung 
ausgeschlossen. Die Unvereinbarkeiten sind in der jeweils gültigen „Lokalen Entwicklungsstrategie“ (LES) geregelt und 
werden dem Gremium jeweils vor der Projektvorstellung mit den vom LEADER-Management erarbeiteten 
Prüfungsergebnissen der Zugangskriterien vorgetragen. 

(8) Die Projekte werden in der Sitzung des Projektauswahlgremiums vorgestellt, diskutiert und anschließend dem 
Projektauswahlverfahren zur Online-Beschlussfassung zugeführt. Die Beschlussfassung erfolgt im Gremium auf Tablets 
oder ähnlichen Geräten. Dabei hat jedes Mitglied nach objektiven Kriterien gemäß den in der LES ausgearbeiteten, 
nichtdiskriminierenden und transparenten Auswahlverfahren, das von objektiven Kriterien bestimmt wird, vorzugehen. 
Die Entscheidungen für die Auswahl der Vorhaben erfolgt – obwohl im Gremium – trotzdem geheim, unabhängig 
voneinander und auch ohne Einsicht in die Bewertung der anderen Gremiumsmitglieder zu haben. 

(9) Die Beschlussvorlagen zu allen Projekten werden auf der Online-Bewerbungsplattform zeitgerecht vor dem 
Präsentationstermin hinterlegt und können auch danach uneingeschränkt von den Mitgliedern dieses Gremiums 
eingesehen werden. Durch die elektronische Abspeicherung des Abstimmungsergebnisses und -zeitpunktes jedes 
Gremiumsmitglieds ist jede einzelne Projektauswahl jederzeit nachvollziehbar. 

(10) Der Beschluss zur Auswahl (Förderung) eines Projekts hat nur dann Gültigkeit, wenn mindestens 50% der Stimmen nicht 
von Vertreter:innen der öffentlichen Hand stammen, bzw. wenn der Frauen-/Männeranteil jeweils mindestens 40% 
beträgt. 

(11) Die Auswahl von Projekten ist auf der Homepage der LEADER-Region in einer Form transparent darzustellen, dass das 
Recht auf Datenschutz gewahrt bleibt.  

§ 17: Qualitätssicherungsteam: 
Die Generalversammlung wählt auf Vorschlag des Vorstandes ein Qualitätssicherungsteam. Die Funktionsperiode des 
Qualitätssicherungsteams beträgt fünf Jahre. Die Aufgaben des Qualitätssicherungsteams sind in der jeweils gültigen 
„Lokalen Entwicklungsstrategie“ (LES) ausführlich geregelt.  
§ 18: Rechnungsprüfer 
(1) Zwei Rechnungsprüfer werden von der Generalversammlung auf die Dauer von einem Jahr gewählt. Wiederwahl ist 

möglich. Die Rechnungsprüfer dürfen keinem Organ – mit Ausnahme der Generalversammlung – angehören, dessen 
Tätigkeit Gegenstand der Prüfung ist. 

(2) Den Rechnungsprüfern obliegt die laufende Geschäftskontrolle sowie die Prüfung der Finanzgebarung des Vereins im 
Hinblick auf die Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung und die statutengemäße Verwendung der Mittel. Der 
Vorstand hat den Rechnungsprüfern die erforderlichen Unterlagen vorzulegen und die erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. Die Rechnungsprüfer haben der Generalversammlung über das Ergebnis der Prüfung zu berichten. Der 
Prüfbericht hat die Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung und die statutengemäße Verwendung der Mittel zu 
bestätigen oder festgestellte Gebarungsmängel oder Gefahren für den Bestand des Vereins aufzuzeigen. 
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(3) Rechtsgeschäfte zwischen Rechnungsprüfern und Verein bedürfen der Genehmigung durch die Generalversammlung. 
Im Übrigen gelten für die Rechnungsprüfer die Bestimmungen des § 11 Abs. 9 bis 11 sinngemäß. 

§ 19: Schiedsgericht 
(1) Zur Schlichtung von allen aus dem Vereinsverhältnis entstehenden Streitigkeiten ist das vereinsinterne Schiedsgericht 

berufen. Es ist eine “Schlichtungseinrichtung” im Sinne des Vereinsgesetzes 2002 und kein Schiedsgericht nach den §§ 
577 ff ZPO. 

(2) Das Schiedsgericht setzt sich aus drei Personen, die nicht Vereinsmitglieder sein müssen, zusammen. Die Mitglieder des 
Schiedsgerichts dürfen keinem Organ – mit Ausnahme der Generalversammlung – angehören, dessen Tätigkeit 
Gegenstand der Streitigkeit ist. Das Schiedsgericht wird derart gebildet, dass jeder Streitteil dem Vorstand eine Person 
als Schiedsrichter namhaft macht, wobei der Vorstand, ist er selbst bzw. der Verein der andere Streitteil, innerhalb von 
vierzehn Tagen das weitere Mitglied des Schiedsgerichts namhaft zu machen hat; ist ein anderes Vereinsmitglied vom 
Streit betroffen, so fordert der Vorstand dieses Mitglied auf, innerhalb von vierzehn Tagen ab Zustellung der 
Aufforderung ein weiteres Mitglied des Schiedsgerichtes namhaft zu machen. 

(3) Diese beiden Schiedsrichter wählen eine dritte Person zum Vorsitzenden des Schiedsgerichts. Können sie sich nicht 
binnen sieben Tagen einigen, so entscheidet das Leitungsorgan, wobei dieses nicht an die vorgeschlagenen Kandidaten 
gebunden ist. Wenn dieses Vorgehen nicht möglich ist, entscheidet unter den von den Schiedsrichtern vorgeschlagenen 
Kandidaten das Los. Die Schiedsrichter sind verpflichtet, sich an der Auslosung zu beteiligen. Verhindert ein nominierter 
Schiedsrichter das Zustandekommen oder Arbeiten des Schiedsgerichts, so ist dies dem Mitglied, das ihn nominiert hat, 
zuzurechnen, welches vom Vorstand aufzufordern ist, binnen angemessener Frist für Ersatz zu sorgen. 

(4) Das Schiedsgericht versucht zunächst eine Schlichtung, ist eine solche nicht möglich, ist es zur Entscheidung der 
Streitsache befugt. Die Streitteile können sich rechtsanwaltlich vertreten lassen, ein Kostenzuspruch findet jedoch nicht 
statt. Im Zuge der Streitschlichtung kann das Schiedsgericht jedoch eine Empfehlung zur Kostentragung abgeben. 

(5) Das Schiedsgericht fällt seine Entscheidung bei Anwesenheit aller seiner Mitglieder mit einfacher Stimmenmehrheit. 
Den Streitparteien ist die Möglichkeit zu bieten, sich zum Streitgegenstand mündlich oder schriftlich zu äußern. Das 
Schiedsgericht kann, sofern es dies für zweckdienlich erachtet, eine mündliche Verhandlung mit Beteiligung der 
Streitpartien ansetzen. Es entscheidet nach bestem Wissen und Gewissen. Der Vorsitzende ist für die Ausfertigung der 
Entscheidung verantwortlich, die jedenfalls eine Begründung zu enthalten hat. Die Entscheidungen des Schiedsgerichts 
sind vereinsintern endgültig. 

(6) Nennt der Antraggegner binnen einer Frist von Vierzehn Tagen nach Nennung des Schiedsrichters durch den 
Antragsteller keinen Schiedsrichter oder nennt es nicht binnen einer angemessenen Frist ein Ersatzmitglied (Abs. 3), so 
gilt dies als Einverständnis mit dem Antrag. 

§ 20: LEADER-Manager/In  
Der Vorstand kann eine/n LEADER-Manager/In mit der Erledigung der laufenden Vereinsgeschäfte betrauen. Dafür kann 
der Vorstand das Dienstverhältnis, verschiedene Kompetenzen sowie die Zeichnungsberechtigung regeln. 
§ 21: Freiwillige Auflösung des Vereins 
(1) Die freiwillige Auflösung des Vereins kann nur in einer Generalversammlung und nur mit Zweidrittelmehrheit der 

abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen werden. 
(2) Diese Generalversammlung hat auch – sofern Vereinsvermögen vorhanden ist – über die Abwicklung zu beschließen. 

Insbesondere hat sie eine:n Abwickler:in zu berufen und Beschluss darüber zu fassen, wem diese:r das nach Abdeckung 
der Passiven verbleibende Vereinsvermögen zu übertragen hat. Dieses Vermögen soll, soweit dies möglich und erlaubt 
ist, einer Organisation zufallen, die gleiche oder ähnliche Zwecke wie dieser Verein verfolgt, sonst für gemeinnützige, 
mildtätige oder kirchliche Zwecke im Sinne des Paragrafen 34ff BAO. 

(3) Der letzte Vereinsvorstand hat die freiwillige Auflösung binnen vier Wochen nach Beschlussfassung der zuständigen 
Vereinsbehörde schriftlich anzuzeigen. 

§ 22: Verwendung des Vereinsvermögens bei behördlicher Auflösung des Vereins oder bei Wegfall des begünstigten 
Zwecks 
Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall des bisherigen begünstigten Vereinszwecks ist das nach Abdeckung der 
Passiva verbleibende Vereinsvermögen, für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke im Sinne der §§ 34 ff 
Bundesabgabenordnung (BAO) zu verwenden. Soweit möglich und erlaubt, soll es dabei Institutionen zufallen, die gleiche 
oder ähnliche Zwecke wie dieser Verein verfolgen. 


